
Messene Sonderabgabe einfordern, wenn den äusern sonstiges Sonderein-
kommen ZU  —4 Verfügung stie. z B dQUS Schenkungen, Einkünfite QUuUS eal-
vermögen); ist den äusern das Notwendige un Angemessene be-
lass_en (vgl Fünfjahresbericht M, 100)
Diese zwischen den verschiedenen moralischen Personen derselben rdens-
genossenschaf bestehenden Verpflichtungen eZg Verteilung der Einkünfte
un Leistung der Abgaben beruhen auf dem klösterlichen ehorsamsverhält-
N1s, sind Iso Piflichten des religiösen Gehorsams; freiwillige Abgaben üuber
den Rahmen der vorgeschriebenen Umlage hinaus ınd Werke chrıstlıcher
1e  e; dagegen ınd Abgaben keine SLI5  en Rechtspflichten oder Jar Ver-
pflichtungen schuldrechtlicher Art, soweilt NnıCH eigentliche schuldre  liche
erträge zwischen verschiedenen moralischen Personen der Ordensgenossen-
schaliten eschlossen worden ind. Der Apostolische betonte gelegent-
lıch der Devisenprozesse die Freiwilligkeit dieser eiträge (Theologie und
Glaube 19306, ö4) un rag ın dem Fünfjahresbericht 99), ob diese Bei-
Tage JErn oder mehr oder weniger geZWUNgen geleistet worden Sind.

Klösterliche Verbände als Körperschaften
des öffentlichen Rechts nach deutschem Recht

Geschichtlicher Überblick

Die Rechtslage bis 1919
Alle Klöster un klösterlichen Genossenschaften 1m CGiebiet des
Deutschen Reiches his ZUT Säkularisation als ölfentlich rechtliche Korpo-
rationen anerkannt. en Korporationen, Instituten un Stiftungen der
katholischen 1r kam, wenn S1e nach irchlichem echt rechtmäßig @1 -
richtet, hne weilteres auch 1m staatlichen Bereich Rechtspersönlichkeit

Zwar waäaär die Errichtung VO  } Osiern seit der Reformation ın den
meisten Ländern abhänglig geworden Vo  - der lJandesherrlichen Konzession.
Doch mıiıt der Genehmigung des Landesherrn wäar die Rechtsfähigkeit hne
weiteres gegeben.,
Die Säkularisation VO.  > S ıchtete die jahrhundertealte äußere Gestaltung
un Ordnung der Kirche 1n Deutschland zugrunde, Der Wiederaufbau der
irchlıchen Organisation nahm dann, nach der Auflösung des alten euischen
Reiches (1806) In den euischen Einzelstaaten 1ne Jeweils verschiedene
Gestalt

Ein klösterlicher Verband galt na deutschem Privatrecht als rechtsfähig, wenn er nach
kanonischem Recht Rechtsfähigkeit erlangt hatte Denn das gemeine Recht, das bis ZUIXI
Säkularisation subsidiär in Geltung WAaärl, verweist für die Entstehung VO. JuristischenPersonen 1m Bereich der 1T'| auf das kanonische Recht und erkennt damit diese Rege-ung auch für den staatlichen Beıreich Vgl Urteil der Zivilkammer des Land-
gerichts Berlin VO. 12 1955, Nr. 232/54



In der Gewährung der Rechtsfähigkeit klösterliche Urganısationen ent-
W1  elten sıch In den euischen Ländern b1s 1919 1m wesentlichen Systeme,
das System der eo-1pso-Rechtsfähigkeit un das Konzessionssystem

System der eo-1pso-Rechtsfähigkeit
Xponen dieses Systems WAal Bayern. In Bayern edurite Mal für die BFT-
richtung „geistlicher Gesellschaften darunter en und Kongre-
gatiıonen begriffen sowochl als Verbände wIıie ın den einzelnen leder-
lassungen, der Genehmigung des andesherrn Mıiıt dieser enehm1gung
aber WalL wıe VOI der Säkularisation 1pSso 1ure die Rechtsfähigkeit mıtge-
geben, un Wafl erlangten die Klöster ohne ausdrückliche Verleihung die
Korporationsrechte einer KOrpers  aft des öffentlichen Diese ts-
ordnung 1e In Bayern bis 1919 gewahrt un ist für die Beurte1luunug der
bürgerlı  en Rechtsfähigkeıit vieler bayerischer klösterlicher Institute noch
heute maßgeben

Dem ayerischen System, wonach der zugelassene en un dıe genehmigte
Niederlassung mıiıt der Organisationsgenehmigung 1pSo auch Juristische
Person ıst, folgten 1Im wesentlichen b1is 1919 dessen, Oldenburg, Braun-
schweig und Elsaß-Lothringen.
Ebenso galt In Württemberg das System der eo-ipso-Rechtsfähigkeit D1S
1862 Seit dem Gesetz VO.: 1862 ( 15) aber wurde außer der Jandes-
herrlichen Organisationsgenehmigung ZULr Erlangung der staatlıchen echts-
fähigkeit noch ine besondere landesherrliche Verordnung verlangt.
Auch ın en NNg INnan schließlich In den neunz1ger Jahren des etzten
Jahrhunderts ZU.. KOonzessionssystem über. Nacn dem Konstitutionsedikt
VO  » 1807 (S$ un 21) klösterliche erbande und ihre Niederlas-
SUNgEN mit der staatlichen Anerkennung 1pSo auch als echtspersönlich-
keiten ane;kannt.
Weiter verordneten 11 kleinere norddeuitsche aalen ın den Ausführungs-
gesetzen ZU. BGB, daß geistliche esellschaften ın Zukunft NUuI durch lan-
desherrtl1i Verleihung rechtsfähig werden könnten

“  2 Vgl ScCheuermann Die Rechtspersönlichkeit relig. Orden u. GeNnOssenschalten nach
kanonischem un nach deutschem Recht, ın Deutsche Landesreierate ZU. Inter-
nationalen Kongreß für Rechtsvergleichung In London 1950, 12 if
ayer. Konkordat y 817 ($ 17); Verfassung des Königrei:  es Bayern VO.
813 (II erfassungsbeilage, urz Religionsedikt genann(, &$
Der eX Maximil]aneus VO!]  - 756 gewährte kirchlichen Instituten echtspersön-
lichkeit, soweit sie ihnen auch nach dem kanonischen Recht zustand. Vgl Lammeyer
Die juristischen Personen der ath Kirche, Paderborn 1929, 215
Val. Scheuermann, 124
So Mecklenburg-Schwerin ($ 14), Mecklenburg-Strelitz ($ 14), S5Sachsen- Weimar ($ 11).,
Sachsen-Meiningen ($ 4), Anhalt (Art. chwarzburg-Rudolfstadt (Art 8 Schwarzburg-
Sondershausen (Art. 4), Reuß ($ 7), Reuß 11), chaumburTg-Lippe ($ 47)
‚ppe ($ 13)



A

Konzessionssystem
Selbst Preußen, das INd.  — als Xponen des Konzessionssystems bezeichnen
kann, folgte ursprünglı nach dem Allgemeinen andre el IL TIt I
ÖÖ 939, 940, dem System der eo-1pso-Rechtsfähigkeit. Eine Anderung
brachte TST die Teu. Verfassung VO:  y 1850, die der Kirche das echt der
selbständigen OÖrdnung un Verwaltung ihrer Angelegenheiten zusıicherte
un ihr ıne Freiheit gewährte wıe kaum irgendwo ın Deutschland Die
Errichtung VO.  . Osiern un klösterlichen Genossenschaften lag 13308  v ganz
in den Händen der 1r  el ıne Genehmigung der Regierung für 1ıne Neu-
gründung WaäarTrl nicht mehr notwendig. Allerdings wurde die mit dieser Ge-
nehmigung bısher 1PSO verbundene staatliche Rechtsfähigkeit nıcht mehr
erlangt ATt der Verfassung VO  a 1850 bestimmte, daß Klöster in Zukunft
NUuI mehr durch Gesetz Rechtsfähigkeit erhalten könnten

amı ZU. erstenmal klösterli Niederlassungen möglich geworden,
die für den aa als Rechtspersönlichkeiten niıicht exXistilerten, obwohl s1e
nach irchlichem echt selbständige Rechtspersönlichkeiten darstellten
Im ulturkamp({i wurden durch Gesetz Pa 31 1875 alle Orden un! Ordens-
ähnlichen Kongregationen der katholischen Kirche mit usnahme jener, die
sich ausschließlich der Krankenpflege wıdmelen, VO' Gebiet der preußischen
Monarchie ausgeschlossen, Mit der Auflösung gingen den erbänden und
ihren Niederlassungen die Korporationsrechte, we S1e bis ın besessen
hatten, verloren und lebten auch mit deren allmählichen Wiederzulassung
ın den Jahren 18830 bıs 1887 nicht wieder VO  - selbst auf, vielmehr konnte
die Rechtsfähigkeit NUur durch Gesetz wiedererlangt werden Der preußische
aa behielt sıch auberdem 1Un bei jeder ne  e errichtenden Niederlassung
die Genehmigung VOTL. des esetizes 1887 nochmals hervor-
gehoben, daß die Klöster mıiıt ihrer Niederlassungsgenehmigung noch keine
Korporationsrechte besaßen Die Rechtsfähigkeit konnte NUur durch eın be-
sonderes Gesetz verliehen werden. SO 1e die rechtliche Lage der Klöster
ın Preußen 1 wesentlichen estiehen bis ZUI Weimarer Reichsverfassung.
Das Konzessionssystem seizte sich allmählich auch ın anderen eutischen
Ländern durch. Ein besonderes Gesetz yn OR Erwerb der juristischen Persön-
ichkeit IUr klösterliche erbande verlangte außer Preußen noch
Württemberg g1ng, wıe chon erwähnt, 1362 ZUum Konzessionssystem über,
en auf TUN! der landesherrlichen Verordnung, die rteilung der Körper-
schaftsrechte betr., VO. 11 1883 un: ıne nzahl kleinerer norddeutscher

Bihlmeyer-Tüchle, Kirchengeschichte 111 aderborn 1956, 333
Dennoch wurden auch weiterhin, selbst noch ZUr Zeit des Kulturkampfes, Klöster und
Genossenschaften auf dem Verwaltungsweg kraft königlicher Verleihung miıt KOTDO-
rationsrechten ausgestatitei, it. Kabinettsorder V O] MäÄärz 1852 die Genossenschait der
barmherzigen Schwestern nach der ege des Augustinus In Neuß; durch Kabinetts-
Order VO.: 19 1853 die Kongregation der Armen Schwestern VO! hl Franziskus in
Aachen; durch Kabinettsorder VO:! 16. 185. die Genossenschait der Krankenschwestern
nach der 111 eg des Franziskus Munster:; durch Kgl Yla: Se es Kö
Wilhelm VO: Maı 864 das Generalmutterhaus der Kongregation der Grauen
cChwestern VOIL der hl. 15 in esien; durch Kgl Verleihung VO:!  x 1877 die
Krankenpflegeanstalt der armherzigen Schwestern VO)!]! der hl. Elısabeth in Essen.
Eın solches Gesetz wurde NUur einmal Preußen erlassen, un!| Zwaäar 18838 für
17 Ordensniederlassungen (Vgl Pr. 33).



Staaten ISI in den Ausführungsgesetzen Z BGB Nnfang dieses Jahr-
hunderts Do!:  Q WarTr hier kein eigenes Gesetz, sondern Nur 1ne andesherrt-
liche Verordnung ZUF Erlangung der Rechtsfähigkeit erfordert

Auf andere Weise Rechtsfähigkeit erlangen, WaäarT 1m Bereich des Konzes-
s1onssystems, gleichgültig ob die Verleihung durch Gesetz oder Verordnung

erifolgen a  e, unmöglich. Der Weg über das Privatrecht wurde dem
klösterlichen Verband un seınen Niederlassungen durch Art RBGB
ausdrücklich versperr(. Auch das Reichsvereinsgesetz VO:  - 1908 ($ 24) aänderte

dieser Rechtslage nichts

Die Rechtslage seit 1919

Ein Wendepunkt für das Verhältnis VO aa und irche in Deutschland
Wäar die Reichsverfassung VO  — Weimar 1m Te 1919 Das Prinzıp, das die

anstrebte, wWaäar die Trennung VO.  Z Kirche un: aa Daher Liel die
Genehmigungspflicht ifür klösterliche Niederlassungen WEg Die allgemeine
Niederlassungs- (Art iM WRV) un! ereinsfireiheit (Art 124 WRV) wurde
auch auf religiöse ereine urn Gesellschaften ausgedehnt, Alle enigegen-
stehenden reichsgesetzlichen Bestimmungen un: landesherrlichen oIrs  rif-
ten, un! amı sowochl das Konzessionssystem als auch das System der
eo-ipso-Rechtsfähigkeit, verloren ihre Rechtskralft Die klösterlichen Ver-
bände un!| ihre Teileinheiten haben eıtdem die Möglichkeit, nach den
Regeln des bürgerli  en echts sich die Rechtsfähigkeit bemühen

Benützen klösterl:i Verbände diese Möglichkeit, dann 1st die olge davon
allerdings, daß ihre Niederlassungen un Organisationsfiormen VOLl dem
aa ben 1UI noch als eın weliltliche Vereinigungen nach den Normen des
bürgerlichen oder des andelsrechts 1Ns en treten und VOI dem
aa allein diese Normen gebunden ind

Die Rechtsform und Rechtsfähigkeit bestehender Klöster und erbande
wurde aber durch die NeUue Reichsverfassung nıcht beeinträchtigt. Klöster-
liche Gemeinschaften, die H1ıs 1919 Rechtsfähigkeit erlangt hatten, behielten
diese Körperschaftsrechte uch weiterhin als wohlerworbene Die
ayerische Verfassung VOo.  I 1919 ($ II) 1! un: das ayerische Konkordat

10 »Bestehende geistliche Gesellschaften, ann ihre Anstalten, Stiitungen und sOonstıgen
Einrichtungen leiben rechtsfähig, soweıt S1Ee es bısher eue können die Rechts-
fähigkeit nach Maßgabe des geltenden Rechts erwerben.«

»Orden Un! religiose Kongregationen können den kanonischen Bestimmungen gemäß frei
gegründet werden. Sie unterliegen VONn seiten des Staates keiner Einschränkung ın eZzug
auf hre Niederlassungen, die die Eigenschaften ihrer Mitglieder, SOWI1e
ezügli: der Lebensweise nach ihren kirchlich genehmigten Kegeln. S50oweıt sS1e bisher
die echte einer öffentlichen Körperschaift aben, bleiben ıihnen diese gewahrt;
die übrigen erlangen Rechtsfähigkeit der dıe einer öffentlichen Körperschaft nach
den für alle Bürger der Gesellschafiten geltenden gesetzli: Bestimmungen.«



Vün 1924 (Art. 11 tellen dies ausdrücklich fest, ähnlich das Badische Kon-
kordat VO 19392 (Art un! das Reichskonkordat VO.  q 1933 (Art 13) 3
Allein ın Württemberg hob eıne kultusministerielle Entschließung VO 31

1924 au{[f TUN:! der Bestimmun des (‚esetzes VO 1924 ($$ 1 f 84)
ausdrücklich die Bestimmungen auf, mıL denen einigen Kongregationen die
Rechtsfähigkeit verliehen worden WaäaI 1'
Diese Rechtslage, wıe sı1e durch die WRV begründet wurde, 1st grundsätzlich
auch eule noch für dıe klösterlichen Gemeinschaliten gegeben, da nach 1945
die VO  y der Weimarer Rei:  sverfassung aufgestellten Grundrechte VO  } den
Länderverfassungen un Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
aufgenommen un eute darum unbestritien ın Geltung sind 1
en und klösterl1: Genossenschaften können auch weiterhin noch
Körperschaften des Oöffentli:  en erhoben werden, un Wal nach
Maßgabe des für alle geltenden Gesetzes 1: In Bayern ist die rhebung ZUI

Körperschaft des Ööffentl:ı  en echts eute noch der normale Weg, auf dem
die klösterlichen erbande ZULI Rechtsfähigkeit kommen !?, ber auch 1ın
anderen Bundesländern ist iıne solche Verleihung nicht ausgeschlossen
Überdies gibt In iast allen eutscnen Landern Klöster, die als KOrTrper-

der en und religiösen Kongre-„Das Eigentum und andere Vermögensrechte
gationen, WE gegründet werden duürien und die Rechte einer öffentlich-rechtlichen
Körperschaft der einer juristischen Person des privaten nach den {ür alle Bürger
geltenden Bestimmungen besitzen oder erlangen können, werden nach Maßgabe der
Verfassung des Deutschen Reiches gewährleistet.«
» die und religiösen Genossenschaliten bzw. erlangen die echts-
fähigkeıt IUr den staatlıchen Bereich nach den allgemeinen Vorschriiten des staatlichen

Sie bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit s1e so. bisher
den anderen können die leichen Rechte nach Maßgabe des für alle geltenden

Gesetzes ge  t werden.«
Bekanntmachung des Kultusminister1ums ber die rechts:  igen Kongregationen VO):
31. 1924 Vgl Giese Staat 1T 1m Deutschland, ahrbuch des ffentl.

der Gegenwart, L3, 1925, 267 if.
Ö  Q 10 »Religiöse Genossenschaiten erwerben die Rechtsf:  igkeit nach den Vorschri:
des bürgerlichen Rechts.« 84: »Auf die Kongregationen, denen die Rechtsfähigkeit durch
staatlıche Verleihung erteilt worden ist, finden die Vorschriften der 25 b1ıs des
BGB ANnwendung. Diese es  ung T1 T: 19  > in Kraft.«
Die Kongregation VO: en des hl Franziskus B., die bis eine iftung des
öffentli Waäl, un! die Kongregation der Schwestern der christlichen arm-
herzigkeit VO!] des Franziskus, die seit 886 Korporationsrechte iın Württem-
berg €, mußten, weilter rechtsfähig Jeiben, jeweils einen bilden

17 Bremen Art 17, 18; Württemberg-Baden Art 1 Bavyvern Art 109, 114, 406; Hessen
Art. O, 1 Rheinland-Pfalz 1  B 15, Ad4: Baden AT 3, 1 Württemberg-Hohenzollern
Art. 13, 121 ; Sachsen-Anhalt Art 10, 16; Mecklenburg Art. 9, Brandenburg 6!
Grundgesetz Art 9, 11.
Vgl Reichskonkordat Art 13 (siehe ben Anm 13)
Fast alle Klöster yern S1N: Körperschaften des öffentlichen S, entweder direkt
als Einzelkloster der als eile der als ffentl reı Körperschalten anerkannten
Ordensprovinzen der Kongregationen.

2{ Im Gebiet des ehemaligen es wurden durch Beschluß des adıschen Staats-
ministeriums V, f. 11 921 Nr. 622 dem Dominikanerinnenkloster Zoffingen, Konstanz,
die einer Körperschaft des öffent! verliehen In Rheinland-Pfalz wurde
durch Kultusministerialentschließung 1952 II Nr. 168 die Provinz alz
der Kongregation der chwestern VO: Allerheiligsten Heiland (Niederbronner Schwestern)
ZU[: Körperschaft des Offent!!:  en Thoben Die essische Landesregierung hat in
der Urkunde 955 das Generalkloster der Delegatur der firüheren chlesischen
Ordensprovinz der Barmherzigen Brüder in Frankfurt Main als Körpers:  aft des
öffentl. Rechts anerkannt; und ZWar wurde die Rechtsstellung des Convents der ‚AaTM-
herzigen Brüder VO: des oOhannes VO.  3 (ott Breslau als Körperschaft des
öffentli  en mit Wirkung für das Gebiet des Landes Hessen anerkannt.
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schaften des Offentlı  en echts anerkannt sind z1 WenNnn S1e nämlich ihre
Rechtsfähigkeit Qaus irüherer Zeit ber Sakularisation un Kulturkampf hın-
überretteten der wenn ihnen auf IUn des Konzessionssystems der des
eo-ipso-Systems ıne solche RechtSstellung bis ZUI Weilmarer Reichsvertfas-
SUuNngy gewährt worden Wa  — urch die Länderkonkordate und Iür das Nn
Bundesgebiet durch das Reichskonkordat Art 13) wird ausdrücklich Nel-

kannt, daß en und religıöse Genossenschaften Körperschaften des öffent-
en bleiben, wenn s1ie bisher solche , und daß den andern
die gleichen echte nach Maßgabe des für alle geltenden (G‚esetzes gewährt
werden 2
I1 Rechtsfähigkeit der klösterlichen erbande nach öiffentlichem ec|
In der Verwaltungspraxis der staatlıchen ehorden wiıll INnan klösterliche
Verbände, die VOLI der Weimarer Verfassung au{f Tun einer staatlıchen
Verleihung rechtsfähig geworden sind, eute Z eil NUuI als juristische
Personen des privaten behandeln Doch i&8t diese Praxıs echtsge-

gesehen nicht haltbar.

Forstho{i{f tellte In seiner Untersuchung „Die Sffentliche Körperschaft 1m
Bundesstaat ,  Sln übingen 1931, 5 ? ausdrücklich fest, daß In uUuNseIiIel eit
den rechtsfähigen Ordensniederlassungen VOT 1919 nahezu einhellig cdie Qua-
ıta einer Ööffentlich rechtlichen Körperschaft zuerkannt WITrd. Man muß
oga geNN, daß klösterliche erbande als Körperschaften des prıva-
ten VOTL der W eılmarer Republi überhaupt nicht möglich SO-
weit klösterliche Gemeinschaften staatlıch zugelassen und als rechtsfähig
anerkannt wurden, s1e als öftfentl echt!. Körperschaiften des Landes

ausgestattet. Denn einerseılts war das sich auf die Einrichtung, Organisation
un Verwaltung der Bestandteile der kath. Kirche beziehende staatliche und
staatlıch freigegebene kirchliche echt allgemeın als e1l der öffentlichen
Rechtsordnung des betreffenden Staates anzusehen, andererseıts waren die
klösterlichen Verbände selbst entsprechend ihrer kirchenrechtlichen atur
nach deutschem Staatskirchenrecht durchweg als dem Organismus der irche

eingefügte Einrichtungen aufzufassen. Das ist auch nach der Einführung des
BGB 1900) geblieben. Für die en un ordensähnlichen (jenos-
senschaften 1e das öffentliche Landesrecht maßgebend. Der Weg ZUF

privatrechtlichen Körperschait “ wurde den Ostern bel der Einführung des
BGB ausdrücklich versperrt (Art BGB) Man wollte die klösterlichen
Verbände unter der besonderen Aufsicht des Staates halten, die be!]l einer

Ööffentlich echtlichen Körperschaft weiıtesten gegeben Wa  a

Einzige Ausnahme ist Gebiet des ehemaligen Königreichs Württemberg, das auf Grund
des eseizes Der die Kirchen VO:! 924 und der Kultusministrialentschließung
31 1924 den Orden und Kongregationen die Rechtsfähigkeit als öffent! recht! OTDO-
rationen entzog; vgl ben

22  9 In der Doktrin ist der Fortbestand dieser erworbenen Rechte unbestritten. Auch aus der
neues! Rechtsprechung norddeutschen Gerichten ist bekannt, daß auch ort der
Kontinuität der VOTr 1919 von klösterlichen Verbänden erworbenen Rechtspersönlichkeit

12. 1955, Nr 84 2732/54festgehalten wird. Vgl Urteil der Zivilkamme: des Landgerichts Berlin VO]

Die technische Bezeichnung »Körperschaft« für privatrechtliche ereine wurde VO: der
Redaktionskommiss1ıon des BGB bewußt vermieden, weil der Begriff Körperschalft nach

öffentl. Rechts beschränkt sei (So Meurer, Die juristischen Personen nach Deutschemverbreitetem Sprachgebrauch ausschließlich der vorwiegend au{f die Körperschaften des

Reichsrecht, Stuttgart 1901, Anm Rechtsfähige klösterliche Verbände werden
aber immer als Korporationen, Körperschaften bezeichnet.



Erst mıiıt der Reichsverfassung VOo  b Weimar 1919 trat für die klöster-
lichen Verbände ın dieser rage eın wesentlicher Wandel ein, hne daß
durch die Verfassung die bisher erworbenen der Klöster angetastet
worden waäaren.
War VOrT Weimar für die klösterlichen Gemeinschalften 1ın Deutschland die
Anerkennung als Olifentlich re. Korporationen die Voraussetzung für
ihre staatlıche Existenz der ZU. mındesten IUr ihre Rechtsfähigkeit, hat
die Anerkennung als Körperschaft des Offentlichen echts für die Klöster
durch die NeUe Reichsverfassung weithin diese Bedeutung verloren. Kloöster-
liche Verbände können NU: auch nach den Normen des Privatre
exXıistieren.
Das gilt allerdings NUur mıiıt einér bedeutenden Einschränkung. Zwar steht
den klösterlichen Gemeinschaften eute frei, jede beliebige Gesellschaftsiorm
des privaten Rechts als Rechtsträger für den Verband wählen, und über
diesen Rechtsträger können die klösterlichen erbande auch echtslieben
teilnehmen Do  Q ist damit rechtsfähig NUuUI der privatrechtliche Verband,
Iso die „Hilfsgesellschaft”‘, niıicht ber das Kloster, die Ordensprovinz oder
der Gesamtverband E Darum ist heute für den klösterlichen Verband die
Anerkennung als Offentlich rechtliche Körperschaft nicht weniger erstrebens-
wert als VOIL der da mit dieser Anerkennung allein der klösterli
Verband als solcher mit seiner kirchenrechtlichen Verfassung rechtsfähilg
wIird.
Die Anerkennung als Köréerschaft des öffentli  en ist für Klöster
un religiöse Genossenschaften darum Iso auch eutie noch v besonderer
Bedeutung, weil S1ie NUurTr auf diesem Wege mi1t ihrer ordensrechtlichen Ver-
fassung Rechtsfähigkeit für den staatlichen Bereich erlangen können. Keine
der Rechtsfiormen des deutschen Privatre  S, sel S des bürgerlichen oder
des Handelsrechts, entspricht der Verfassung und i1genar einer klöster-
en Gemeinschaft Die Ordensregeln un atzungen als so sind nicht
geeignet, die Satzungen eines eingetragenen ereins oder einer Gesell-
scha miıt beschränkter Haftung bilden ESs muüssen darum fast immer
Satzungsänderungen vorgenommMenN werden oder ıklive Satzungen auifge-
stellt werden, die 1m innerklösterlichen Bereich keine Geltung aben, be-
SONders dann was durchaus möglich ist wenn die Organe für die
außeren staatlichen Bereich andere ınd als für den innerklösterlichen
Bereich Es ist Ja auch leicht einzusehen, daß die Rechtsform, die einem
(GGesangverein un!: einem Kegelklub gemäa ist der die für die besonderen
Erfifordernisse des irtschaftslebens gebi  e ist, nicht auch fur einen klöster-
en Verband geeigne ist.

Staatlichen Stellen oft ehr schwer, klösterliche Fragen richtig
beurteilen, weil sıe  1 Wenn si1e mıit dem Rechtsträger In der Form
der Aktiengesellschaft oder der Gesellschaft mıit beschränkter Haftung
iun aben, den klösterlichen Verband nicht richtig sehen. Wünschenswert
wäre e5S5 darum sowohl iür den aa W1e auch für die klösterlichen Ver-
91 Reichsgerichtsentscheidung 1n Zivilsachen, 113, 127

26



an weil Ur viele Mißverständnisse un Schwierigkeiten vermeld-
bar sind wenn alle klösterlichen erbande ın ihrer VO  - den äanderkon-
kordaten und VO Reichskonkordat verbürgten igenart un: kirchenrecht-
en Verfassung uch als Rechtspersönlichkeiten fUur den staatlıchen Be-
reich anerkannt würden. Die ellung einer Körperschaft des öffentli  en
echts ist afur nıcht unbedingt erforderlich Es genugte dıie einfache An-
erkennung der Rechtsfähigkeit VO:  H staatlıcher eite, die die bürgerlich-recht-
en Hilfskonstruktionen überflüssig machen würde.
Wenn INa  H ber bedenkt, daß nirgendwo soviele Körperschaften des
Offentlichen Rechts gibt wWw1e ın Deutschland un: daß, UTr einige Beispiele

NECNNEN, fast alle Berufsverbände, Innungen, Handwerkskammern, Indu-
striıe- un Handelskammern, Anwalts-, Arzte- un Apothekerkammern,
Schiffer-Betriebsverbände und Fischereigenossenschaften und O!  a Krieger-
un mit den Rechten einer Offentli  en Körperschaft ausgestattet sind, ist
©5 sicher nıcht unbillig, auch eute noch ıne entsprechende staatlıche AÄAn-
erkennung der klösterlichen erbande verlangen, die ihnen nach ihrer
Geschichte und auch ihrer eutigen Bedeutung 1m Offentl:ı  en en
omm AÄAus unserem eutigen en iıst das Wiırken der klösterlichen Ver-
anı auf dem Gebiet der Pastoration, Mission und VOTLI em der Caritas
nicht wegzudenken, un das öffentliche Interesse diesem Wiırken ıst nıcht

Jeugnen. Wenn INa  — weiter bedenkt, daß mıiıt der Anerkennung e1ınes
OSiers oder klösterlichen Verbandes als Körpers  aft des öffentl:;  en

eute keinerlei Übertragung obriıgkeitlicher Befugnisse verbunden
sSenıin muß, ist nıcht einzusehen, klösterlichen Verbänden die
Offentlich re Anerkennung versagt werden sollte
Die Art der Verleihung der Rechtsstellung einer Körperschaft des Ööffent-
ichen Orden un Kongregationen, WIe S1e ın Bavern IM-
INn  - WITrd, dürfte vorbildlich seıin auch für andere Bundesländer Klösterliche
erbände, die ine solche AÄAnerkennung anstreben, en das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht un: Kultug folgende Unterlagen einzu-
reichen:

Urkundlicher Nachweis der nach den Vorschrififten des Kirchenrechts VOl-

nommenen Errichtung elıner Provinz unier ea  ung des Art
Abs II1I des Reichskonkordates VO.  : 1933 oder einer selbständigen
Niederlassung mit Angabe des Sitzes.
Satzung.
Auifstellung der einzelnen zZzu. Gesamtverband der Provinz gehörigen
Niederlassungen.
Angabe, Wer jeweils OFrsian un gesetzlicher Vertreter der Proviınz
und ihrer Niederlassungen der der einzelnen selbständigen Niederlas-
SUNgenNn ist; diese mussen GJEND. Art x des Bayerischen Konkordats
ın Bayern ansässlig seın Uun!  a die ayerische oder ıne andere deutsche
Staatsangehörigkeit besitzen der als Flüchtliınge nach des t-
lingsgesetzes VO 1947 V. 51) einem euts  en Staatsange-
hörigen gleichgestellt sSein.
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Nachweis über Personalstand, aufgestellt nach den einzelnen Niederlas-
SUNgen.
Erklärung über den atigkeitsbereich der einzelnen Niederlassungen.
Erklärung, daß die Vermögensverhältnisse geordne sind und einen Be-
sian der KöÖörpers  aft sichern.

Nach Vorlage un Prüfung dieser Unterlagen wIrd dem klösterlichen Ver-
band durch Verwaltungsakt des Mınisteriums die Rechtsstellung einer KOT-
perschaft des oifentlı  en echts verliehen, Wenn der Bestand des klöster-
ıchen erbandes 1n personeller un vermögensrechtlicher Hinsicht gesi  er
scheint. amı ıst die klösterliche Verfassung staatlıcherseits sowohl für das
Eıgenleben des Verbandes als auch für die Vertretung nach außen Nel-
ann(, und die nach den klösterlichen atuten zuständigen ern sind
hne weiteres gesetzliche Vertreter ihres erbandes AA Vertretungsbe{fug-
n1ıSs genügt 1Nne kirchenamtliche Bescheinigung.
Diese Art der Verleihung der Rechte einer öffentlich echtlichen KÖrper-

klösterliche erbände, WwI]1e siıie eute ın Bayern geü wird, zeig
jedenfalls einen Weg, den klösterlichen Gemeinschaften gerecht werden,
hne S1e irgendwie bevorzugen. Besagt ıne solche Verleihung doch
gute nichts anderes als die ra Offentli  en verliehene bürgerlich-
re Rechtsfähigkeit, Nach dem Reichskonkordat (Art. 13) ist grund-
ätzlich die Anerkennung der klösterlichen Verbände als Körperschaften des
Offentli  en ın en Bundesländern möglich. och ıne nähere
gesetzliche Regelung, Und da die Verleihung VO Körperschaltsrechten
Sache der Länder ist, en WI1ITLr InNne sehr unterschiedliche Behandlung der
klösterlichen nde ım eutischen Bundesgebiet.
Der aa würde durch ıne wesensgemäße un gerechte Behandlung er
klösterlichen erbande NUur der Rechtseinheit und Gileichheit dienen. uUuDer-
dem sınd die Wirkungen der Anerkennung e1ines klösterlichen erbandes
als öffentliche Örperschaft nicht NU  F für die erbande salbst VO  — Vorteil,
sondern auch für den staatlichen oder bürgerlichen Partner ım Rechtsverkehr
ind die klösterlichen erbande als Ööffentlich re Körperschaften leich-
ter erfassen, als das mittels der verschiedenen echtstypen aus dem
Privatrecht möglich ist. Jlele Schwierigkeiten in Verwaltungs- un Steuer-
sachen könnten für Klöster und enorden vermleden werden, die durch
das Auseinandertfallen der ordensrechtlichen Verfassung und der dem Rechts-
trager nach bürgerlichem echt oder Handelsrecht eigentümlichen Organıi-
satıon entstehen.
Weltliche erbande un: Organisationen würden durch die staatliche AÄAner-
kennung der klösterlichen Verfassung nicht benachteiligt; enn ihre Nntier-

sind 1mM staatlichen Bereich bereits weitgehend berücksichtigt. Die
Gesellschaftsformen des bürgerlichen und Handelsrechts sınd ja aqQUuUSs den
Bedürfinissen der bürgerlichen und wirtschafitli  en Vereinigungen hervor-

Dagegen ist die klösterliche Verfassung in keinem zivılen deut-
schen echt berücksichtigt, Eine besondere ea  ung wWwWar auch überflüssig,
da bis Z etzten Jahrhundert auch 1m staatlıchen Bereich das kanonische
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echt allein maßgebend Wäal für die klösterlichen erbande Ihre echts-
fähigkeit ist TST durch die großen Veränderungen 1m Staatskirchenrecht
1M etzten ahrhundert ZU Problem geworden.

arl Slepen SSR

Kirchliche Erlasse
Wır veroöltlentlichen dieser Stelle künftig Jjene Erlasse des HI Stuhls
SOWIE bischolilicher ehörden, welche au f Ordensleute hbesonderen ezug
en Oder bei diesen besonderes Interesse finden werden.

Veränderung des Gebetes „Weihe des Menschengeschlechtes an das
heiligste Herz esu  .

Die Hl Poenitentiarie hat unter dem Jul}ı 1959 (AAS 51 1959 595 das
Weihegebet ZU. heiligsten Herz Jesu, welches 1m der ırche
I!. 271 un den Diözesangebetbüchern enthalten 1ST, In €eu  r geänderter
Form testgelegt. TUN:! dieser Änderung Wal, daß dıie auf den siam und
das udenium bezüglichen Stellen, dıe übrigens TSL 1925 eingefügt wurden
un ım ursprünglichen ext Leos’ 198 nıcht enthalten Jal wieder Ge-
trichen wurden, wohl mit Rücksichtnahme au{f diıe anderen Religionen. Aus
ähnlichen Erwägungen hat Ja der gegenwärtige Hl atier Johannes
auch ın der Karfreitagsliturgie den USdruc| „treulose er gestrichen.
Das hat nunmehr folgenden ortlau

„Llebreichster Jesus, Erlöser des Menschengeschlechtes, In emu knien WIT
VOI Deinem Itare und bitten Dich, blicke gnäadig auf uns hernieder. Deıin sSind
WIT, eın wollen WIT bleiben Um Dir ber noch INnN1iger anzugehören, siehe,
darum wel sıch eute eın jeder VO.  - uns ireudig Deinem heiligsten Herzen.
jele haben Dich nıemals erkannt, viele verachten Deine Gebote un lehnen
Dich ab Erbarme Dich ihrer aller, r  Ö gütiger Jesus, und ziehe alle Dein heilig-
sSies Herz. errsche Du, O Heırırt, als Önlg NC NUuI über die Glaubigen, die
nı]ıe von Dir gewichen sind, sondern auch über die verlorenen ohne, die
Dich verlassen en GD, daß sie bald In das Vaterhaus ZUTIÜ:  ehren,
damit s1ıe nicht VOor en! und unger zugrunde gehen. Herrsche als ÖNn1g
über jene, die durch Irrlehren getäus: der durch Spaltung VO  v Dir GgEC-
trennt ind uife s1e zurück ZU sicheren Hort der Wahrheit un! AD Ein-
heit 1m Glauben Gib  Y daß bald eine er un eın Hirt werde. erle1ine,

Herr, Deiner 1r Wohlfahrt, Sicherheit und reıhnel Schenke en
ern uhe und Ordnung Gib, daß VO  w} einem Ende der Erde bis Z
anderen der gleiche Ruf ers  alle Geprilesen sel das gO  1  € Herz, der
Urquell uUuNsSsSeIiIes Heiles! Ihm sSel uhm un Ehre ın Ewigkeit! Amen. ‘

Ablaßgewinnung für die private Verrichtung der Hl Stunde

Die Hl. Poenitentiarie hat untier dem 1959 (AAS 51 1959 0I0) folgendes
Dekret erlassen: „Den Gläubigen, die ın einer irche, einem Offentli  en
oder soweit rechtmäßig 1m Gebrauch stehen halböffentl:i:  en Oratorium
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